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 Vorsicht bei Vertragsstrafen auf Zwischen-
termine 

Das Oberlandesgericht Karlsruhe hat eine Ent-
scheidung zu einer Konstellation, zu der der 
Bundesgerichtshof bereits vor einigen Jahren 
entschieden hat, getroffen, die in vielen Bauver-
trägen weiterhin nicht berücksichtigt ist: 

In einem Bauvertrag wird vereinbart, dass der 
Auftragnehmer die Arbeiten nach einem be-
stimmten und dem Vertrag beigefügten Bau-
zeitenplan auszuführen hat. Er verpflichtet sich 
im Vertrag bei schuldhafter Überschreitung ei-
ner Vertragsfrist oder mehrerer Vertragsfristen 
eine Vertragsstrafe i.H.v. 0,2 % der Netto-
schlussrechnungssumme pro Werktag der Ver-
zögerung zu zahlen. Die Vertragsstrafe ist ins-
gesamt auf höchstens 5 % der Nettoschluss-
rechnungssumme begrenzt. Im Bauzeitenplan 
sind mehrere enthaltene Zwischenfristen, die 
als Vertragsfristen anzusehen sind, enthalten 
und diese werden überschritten, ebenso der 
Endtermin. Der Auftraggeber rechnet gegen die 
Werklohnklage mit einer Vertragsstrafenforde-
rung i.H.v. 5 % auf. Er unterliegt in beiden In-
stanzen. 

Das Oberlandesgericht Karlsruhe begründet 
dies unter Berufung auf die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs aus dem Jahr 2012 (ibr 
2013, 69) damit, dass die Vertragsstrafenrege-
lung, die auch für die Überschreitung einer Zwi-
schenfrist eine Vertragsstrafe i.H.v. 0,2 % der 
Nettoschlussrechnungssumme vorsehe, an-
statt auf den Wert der bis zu diesem Zeitpunkt 
geschuldeten und tatsächlich rückständigen 
Werkleistung Bezug zu nehmen, den Unterneh-
mer unangemessen benachteilige. In einem 
solchen Fall könne die vereinbarte Höchststrafe 
bereits nach verhältnismäßig kurzen Zeiträu-
men vollständig verwirkt sein. 

Vertragsstrafen für Zwischentermine sind also 
immer am Wert der bis zum Zwischentermin ge-
schuldeten vertraglichen Leistung zu bemes-
sen. Vorsorglich sollte, wer Zwischentermine 
mit Vertragsstrafen bewehren will, auch daran 
denken, dass die Vertragsstrafenregelung zu 
den Zwischenterminen von derjenigen zum Fer-
tigstellungstermin/Endtermin räumlich getrennt 
ist. Im vom Oberlandesgericht Karlsruhe ent-

schiedenen Fall wurde eine solche ausrei-
chende räumliche Trennung zum Beispiel des-
wegen nicht angenommen, da der Vertrag 
selbst keine Fristen aufwies, sondern nur auf 
den Bauzeitenplan insgesamt Bezug nimmt, 
damit war auch die Vertragsstrafe für den End-
termin unwirksam und hinfällig. 

Oberlandesgericht Karlsruhe, Urteil vom 
21.12.2018 – 8 U 55/17 

 

 Die Anfechtung der Ausschlagung der Erb-
schaft Teil II 

Bereits in unserem Newsletter 4/2018 haben wir 
über einen Fall berichtet, bei dem es ein Erbe 
bereut hat, die Erbschaft ausgeschlagen zu ha-
ben und sich daher von dieser Erklärung wieder 
lösen wollte. Dies ist grundsätzlich dann mög-
lich, wenn ein Anfechtungsgrund vorliegt, der 
ausschlagende Erbe also z.B. bedroht oder ge-
täuscht wurde oder ein relevanter Irrtum vorlag. 
Mit einer Irrtumsanfechtung hatte sich nunmehr 
das OLG Düsseldorf mit Beschluss vom 
19.12.2018 (I-3 Wx 140/18) zu befassen, diese 
aber bei folgendem Sachverhalt abgelehnt: 

Die Wohnung der vermieteten Erblasserin be-
fand sich nach deren Tod in einem Zustand ext-
remer Verunreinigung. Die Schwester der Erb-
lasserin hat die Erbschaft als gesetzliche Erbin 
ausgeschlagen, weil sie davon ausgegangen 
ist, dass sie für die Entsorgung und Renovie-
rung der Wohnung aufkommen muss und dafür 
das Geldvermögen nicht ausreichend ist. Nach-
dem auch weitere in Betracht kommende Erben 
ausgeschlagen haben, wurde eine Nachlass-
pflegerin bestellt, die ein Nachlassverzeichnis 
erstellt hat, aus dem sich ein Aktivvermögen 
von knapp EUR 11.000,00 ergab. Unter Abzug 
der Bestattungskosten und der sonstigen Nach-
lassverbindlichkeiten inklusive der Entrümpe-
lung der Wohnung verblieb letztlich ein Nach-
lassvermögen in der Größenordnung von EUR 
6.600,00. Nach Kenntnis hiervon erklärte die 
Schwester, die die Erbschaft ausgeschlagen 
hatte, die Anfechtung ihrer Ausschlagungser-
klärung und die Annahme der Erbschaft. Be-
gründet hat sie die Anfechtung damit, dass sie 
zwar wusste, dass die Erblasserin über ein 
Sparguthaben verfügt hat, sie aber Zweifel 
hatte, dass davon noch besonders viel übrig ist 
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und anlässlich des Zustands der Forderung be-
fürchtet hat, dass die Forderung des Vermieters 
das vorhandene Guthaben übersteigt. 

Das OLG hat die Anfechtung aber nicht für 
durchgreifend erachtet und den Erbscheinsan-
trag abgelehnt. Grundsätzlich ist zwar ein Irrtum 
bezüglich der Überschuldung des Nachlasses 
als Irrtum über eine verkehrswesentliche Eigen-
schaft beachtlich. Dies gilt aber nur, wenn der 
Irrtum bezüglich der Überschuldung auf fal-
schen Vorstellungen hinsichtlich der Zusam-
mensetzung des Nachlasses beruht. Daraus 
folgt aus Sicht des Gerichts, dass sich derjenige 
nicht auf einen Anfechtungsgrund berufen 
kann, der seine Entscheidung auf spekulativer 
bewusst ungesicherter Grundlage getroffen hat. 

Der Erbe sollte die ihm zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten zur Ermittlung des Nachlas-
ses also innerhalb der ihm insoweit zur Verfü-
gung stehenden Frist von sechs Wochen nach 
Kenntnis vom Tod (bei gesetzlicher Erbfolge) o-
der nach Eröffnung der Verfügung von Todes 
wegen (bei gewillkürter Erbfolge) nutzen um 
möglichst viele Informationen zu sammeln und 
eine fundierte Entscheidung treffen zu können. 
Auch danach verbleibt häufig eine Unsicherheit, 
weil die sehr kurze Zeit nicht ausreicht, um sich 
ein umfassendes Bild zu machen. Eine Aus-
schlagung sollte mit Blick auf die Entscheidung 
des OLG Düsseldorf nur erfolgen, wenn der 
Erbe sicher von einer Überschuldung ausgeht. 
Stellt sich später eine Überschuldung heraus, 
stehen dem Erben immer noch Möglichkeiten 
zur Seite, die Haftung zu beschränken, z.B. 
durch eine Anfechtung der Annahme der Erb-
schaft oder durch ein Nachlassinsolvenzverfah-
ren. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 19.12.2018 - 
I-3 Wx 140/18 

 

 Steuervorauszahlungen als Nachteilsaus-
gleich 

Wird Ehegattenunterhalt geleistet und besteht 
keine Möglichkeit mehr zur gemeinsamen steu-
erlichen Veranlagung (nach Ablauf des Tren-
nungsjahres) kann das sogenannte begrenzte 
Realsplitting in Anspruch genommen werden. 
Bis zu einem Jahres-Höchstbetrag von EUR 
13.805,00 kann der Unterhaltsverpflichtete 
seine Unterhaltsleistungen nach § 10a Abs. 1a 
Nr. 1 EStG als Sonderausgaben absetzen. 

Beim Unterhaltsberechtigten werden diese Un-
terhaltsleistungen im entsprechenden Umfang 
sonstige, steuerpflichtige Einkünfte. Wird diese 
Möglichkeit vom Unterhaltsverpflichteten in An-
spruch genommen, ist dieser gemäß § 242 
BGB zum Ausgleich des daraus resultierenden 
Nachteils verpflichtet. Der wirtschaftliche Effekt, 
die Entlastung, ergibt sich aus unterschiedli-
chen Steuersätzen sowie insbesondere soweit 
der Unterhaltsberechtigte sein steuerfreies 
Existenzminimum nicht durch eigene Einkünfte 
ausgeschöpft hat. Offen ist dabei, wie weitrei-
chend die Verpflichtung zum Nachteilsaus-
gleich ist. In jedem Fall erfasst wird die jeweils 
für das Steuerjahr tatsächlich angefallene steu-
erliche Mehrbelastung nach Festsetzung ge-
genüber dem Unterhaltsberechtigten. 

Durch das OLG Hamm war in einem Beschluss 
vom 6. September 2018 - II-4 UF 79/18 (FamRZ 
2019, 355) darüber zu entscheiden, ob auch die 
Steuervorauszahlungen für zukünftige Zeit-
räume bereits eine auszugleichende Belastung 
des Unterhaltsberechtigten darstellen. Es wur-
den verschiedene Gesichtspunkte und die inso-
weit nicht einheitliche Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte dargestellt. In jedem Fall, 
soweit der Vorauszahlungsbescheid nicht an-
greifbar/zu beanstanden ist und der Unterhalts-
verpflichtete auch für die zukünftigen Zeiträume 
die Inanspruchnahme des begrenzten Re-
alsplittings beabsichtigt, wurde die Verpflich-
tung auch zur Freistellung wegen Steuervo-
rauszahlungen, soweit diese auf dem begrenz-
ten Realsplitting beruhen, bejaht. Dabei wurde 
auch darauf verwiesen, dass sich aus dieser 
Verpflichtung zur Freistellung keine zusätzliche 
Belastung des Unterhaltsverpflichteten ergibt, 
da sich dieser für das laufende Jahr einen ent-
sprechenden Freibetrag eintragen lassen kann, 
sodass dieser auch bereits laufend höhere Net-
toeinkünfte erzielt. 

OLG Hamm, Beschluss vom 06.09.2018 - II-4 
UF 79/18 

 

 Widerrufsrecht auch beim Kauf einer Mat-
ratze im Internet 

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) hat mit Urteil vom 27.03.2019 entschie-
den, dass einem Verbraucher auch beim Kauf 
einer Matratze über einen Online-Shop ein Wi-
derrufsrecht zusteht. Im Streitfall hatte der Käu-
fer bei einem deutschen Onlinehändler eine 
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Matratze bestellt und nach Erhalt der Ware die 
Schutzfolie entfernt, um die Matratze zu testen. 
Anschließend hat er den Vertrag widerrufen, die 
Matratze zurückgesendet und vom Verkäufer 
die Erstattung des Kaufpreises verlangt. Der 
Händler hat den Widerruf abgelehnt, weil nach 
§ 312g Abs. 2 Nr. 3 BGB das Widerrufsrecht 
ausgeschlossen ist, wenn es um die Lieferung 
versiegelter Waren geht, die aus Gründen der 
Hygiene nicht zur Rückgabe geeignet sind und 
deren Versiegelung nach der Lieferung entfernt 
wurde. Der Käufer klagte daher auf Rückzah-
lung des Kaufpreises und hat sowohl vor dem 
Amtsgericht als auch dem Landgericht Mainz 
Recht bekommen. Der Bundesgerichtshof hat 
im Revisionsverfahren entschieden, dass er die 
Regelung nicht selbst auslegen könne, weil es 
sich dabei um die Umsetzung einer EU-
Richtlinie (2011/83/EU) handelt, deren Ausle-
gung dem EuGH vorbehalten ist und daher das 
Verfahren ausgesetzt. 

Der EuGH hat nunmehr dem Käufer Recht ge-
geben und entschieden, dass ein Verbraucher 
nicht an der Ausübung seines Widerrufsrechts 
gehindert ist, wenn er die Schutzfolie einer im 
Internet gekauften Matratze entfernt hat. Denn 
Hintergrund des Widerrufsausschlusses sei, 
dass die Entfernung der Versiegelung der Ver-
packung die Garantie in Bezug auf Gesund-
heitsschutz oder Hygiene entfallen lasse, so-
dass die Ware bei einem Widerruf nicht mehr in 
den Verkehr gebracht werden könne. Bei einer 
Matratze sei dies aber nicht der Fall, da z.B. ein 
und dieselbe Matratze aufeinanderfolgenden 
Hotelgästen dient und es einen Markt für ge-
brauchte Matratzen gibt. Außerdem hat der 
EuGH auch auf die Möglichkeit einer gründli-
chen Reinigung verwiesen. Eine Matratze sei 
daher eher vergleichbar mit einem Kleidungs-
stück und damit mit einer Warenkategorie, für 
die die Richtlinie ausdrücklich die Möglichkeit 
der Rücksendung nach Anprobe vorsieht. 

Damit konnte der Käufer also den Vertrag wi-
derrufen, sodass damit zu rechnen ist, dass der 
BGH nunmehr die Revision zurückweist und der 
Käufer den von ihm gezahlten Kaufpreis zu-
rückerhält. Allerdings hat der EuGH ausdrück-
lich darauf hingewiesen, dass Verbraucher für 
jeden Wertverlust einer Ware haften, der auf ei-
nen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigen-
schaften und Funktionsweise der Ware nicht 
notwendigen Umgang zurückzuführen ist. Die 
Frage, ob das Entfernen der Schutzfolie vorlie-
gend über das Notwendige hinausging (und der 
Verbraucher damit zum Ersatz des Wertverlus-
tes verpflichtet ist) war nicht Gegenstand der 
Entscheidung des EuGH und bleibt daher unge-
klärt. 

EuGH, Urteil vom 27.03.2019 - C-681/17 

 

 Abrechnung von Heizkosten in der Gewer-
beraummiete 

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main ist in 
den letzten Jahren mehrfach mit außeror-
dentlich vermieterfreundlichen Entscheidungen 
aufgefallen. In einem ersten Fall zeigte der Bun-
desgerichtshof dem "kreativen" Oberlandesge-
richt die "Rote Karte". Es ist sehr zu hoffen, 
dass noch weitere Zurechtweisungen erfolgen 
und die irrlichternden Entscheidungen aus 
Frankfurt ein Ende finden. 

Die Parteien eines gewerblichen Mietverhältnis-
ses über eine Praxisfläche für eine chirurgische 
Gemeinschaftspraxis stritten sich über die Ab-
rechnung von Heizkosten. Hinsichtlich der Be-
triebskosten regelte § 6 Ziff. 2 S. 1 des Mietver-
trags, dass der Vermieter "über die Betriebs-
kosten im Sinne von § 27 II BV unter Berück-
sichtigung der geleisteten Vorauszahlungen 
jährlich" abrechnet. In § 6 Ziff. 3 des Mietver-
trags hieß es: 

"Der Mieter trägt von den Betriebskosten einen 
Anteil nach dem Verhältnis der Nutzflächen sei-
ner Praxis- bzw. Gewerberäume zur Summe 
der Nutzflächen aller Praxis- und Gewerbe-
räume der Wirtschaftseinheit. Zubehörräume 
wie Keller, Abstellräume außerhalb der Praxis- 
und Gewerberäume, Dachböden, Trocken-
räume bleiben dabei unberücksichtigt. 

Die Ermittlung/Verteilung der Heiz- und Warm-
wasserkosten/Kaltwasserkosten erfolgt durch 
messtechnische Ausstattungen zur Ver-
brauchserfassung nach dem von der G. K. 
GmbH & Co. KG gemäß §§ 7 und 10 der Heiz-
kostenverordnung bestimmten Abrechnungs-
maßstab." 

In § 6 Ziff. 4 des Mietvertrags ist geregelt: 

"Der Vermieter wird die Mietfläche mit zugelas-
senen geeichten Messeinrichtungen/Abrech-
nungsmaßstab gemäß §§ 7 und 10 der Heiz-
kosten VO-Bestimmungen … ausstatten."  

Strittig war die verbrauchsunabhängig umge-
legte Position "Heizung über Lüftung". Unklar 
war, ob es sich bei der vom Vermieter verwen-
deten Lüftungsanlage hinsichtlich der Heizfunk-
tion um eine reine Lüftungsheizung handelte o-
der ob diese zugleich mit einer Anlage zur Wär-
merückgewinnung ausgestattet sei. Der Ver-
mieter hatte die Kosten der Lüftungsheizung 
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nach Fläche umgelegt. Das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main meinte, die Kosten der Lüf-
tungsheizung seien vollständig umlegbar. Bei 
den vom Vermieter geltend gemachten Kosten 
"Heizung über Lüftung" handle es sich um Kos-
ten des Betriebs der zentralen Heizanlage, die 
als umlagefähig vereinbart worden seien. Aus-
weislich der mietvertraglichen Regelung hätten 
die Parteien die Umlage der in der Anlage 3 zu 
§ 27 II. Berechnungsverordnung wiedergege-
benen Betriebskosten wirksam vereinbart. Zwar 
sei unklar, ob es sich bei der vom Vermieter ver-
wendeten Lüftungsanlage hinsichtlich der Heiz-
funktion um eine reine Lüftungsheizung handle 
oder ob diese zugleich mit einer Anlage zur 
Wärmerückgewinnung ausgestattet ist. Aller-
dings sei diese Unterscheidung bezüglich der 
unter die Position "Heizung über Lüftung" fallen-
den Heizkosten nicht relevant, da diese über die 
Lüftungsanlage erfolgte Beheizung Teil der Ge-
samtbeheizung durch die Heizungsanlage des 
Gebäudes sei. Die Abrechnung sei auch nicht 
deshalb zu beanstanden, weil der Vermieter die 
Kosten der Lüftungsheizung nach Fläche um-
gelegt habe. Eine Verbrauchserfassung sei in-
soweit nach §§ 1, 11 Abs. 1 Nr. 1 b Heizkosten-
verordnung nicht erforderlich, weil die Ausstat-
tung einer Lüftungsheizung mit Erfassungsge-
räten zur individuellen Verbrauchserfassung je-
denfalls dann mit unverhältnismäßigen Kosten 
verbunden sei, wenn diese - wie hier - eine Re-
gulierungsfunktion nicht enthalte. Da die Hei-
zungslüftung lediglich eine Mindesttemperatur 
von 18° erzeuge, bestehe auch kein Bedarf für 
eine Verbrauchserfassung. Dem stehe auch die 
vertragliche Regelung des § 6 Ziff. 3 des Miet-
vertrags nicht entgegen. Denn diese Klausel sei 
vernünftigerweise so zu verstehen, dass eine 
Erfassung der Heizkosten nur dort erfolgt, wo 
diese wegen der Möglichkeit einer Nutzungs-
steuerung zur Inanspruchnahme der Wärme 
sinnvoll ist. Sie findet daher auf eine Lüftungs-
heizung keine Anwendung. Der Vermieter 
könne die Kosten aber auch insoweit umlegen, 
als diese aus der Verwendung einer Wärme-
rückgewinnungsanlage resultieren würden. Mit 
dem Betrieb einer Wärmerückgewinnungsan-
lage erbringe der Vermieter zwei unterschiedli-
che Leistungen, nämlich einerseits die ausrei-
chende Wärmeversorgung und andererseits die 
ausreichende Belüftung der Mietsache. Die 
Umlagefähigkeit der dadurch entstehenden 
Kosten richte sich nach § 7 Abs. 2 HeizkostenV, 
wobei es einer besonderen Ausweisung in der 
Abrechnung nicht bedürfe. Die Umlagefähigkeit 
laufender Kosten, die aus energiesparenden 
Maßnahmen resultierten, werde unionsrechtlich 
forciert. Eine Auslegung des § 7 Abs. 2 Heiz-
kostenV dahingehend, dass der Betriebsstrom 
einer Wärmerückgewinnungsanlage umlagefä-
hig sei, sei daher geboten. 

 Der Bundesgerichtshof teilt die eigenwillige 
Rechtsauffassung des Oberlandesgerichts 

nicht. Zwar ist die Überprüfung der Auslegung 
von Individualvereinbarungen durch den Bun-
desgerichtshof nur sehr eingeschränkt zulässig. 
Denn der Bundesgerichtshof kann nur prüfen, 
ob der Auslegungsstoff vollständig berücksich-
tigt worden ist, ob gesetzliche Auslegungsre-
geln oder allgemein anerkannte Auslegungs-
grundsätze, sonstige Erfahrungssätze oder die 
Denkgesetze verletzt sind oder ob die Ausle-
gung auf Verfahrensfehlern beruht. Trotz dieser 
sehr eingeschränkten Überprüfungsmöglichkeit 
kommt der Bundesgerichtshof zum Ergebnis, 
dass unter Berücksichtigung vorstehender 
Grundsätze die vom Oberlandesgericht vorge-
nommene Auslegung des § 6 Ziff. 3 des Miet-
vertrags in revisionsrechtlich beachtlicher 
Weise rechtsfehlerhaft ist. Das Oberlandesge-
richt hat grundlegend gegen anerkannte Ausle-
gungsgrundsätze verstoßen, weil es den Wort-
laut des Mietvertrags nicht ausreichend berück-
sichtigt, den Grundsatz einer beiderseits inte-
ressengerechten Auslegung missachtet und die 
Voraussetzungen einer ergänzenden Vertrags-
auslegung verkannt hat. Die Auslegung des 
Oberlandesgerichts, dass die Parteien die als 
"Heizung über Lüftung" verbrauchsunabhängig 
geltend gemachten Kosten als umlagefähig ver-
einbart hätten, und zwar unabhängig davon, ob 
diese Kosten für reine Lüftungsheizung oder 
auch für Wärmerückgewinnung anfallen, be-
rücksichtigt den Wortlaut des § 6 Ziff. 3 des 
Mietvertrags nicht ausreichend. Denn dort fin-
det die vom Oberlandesgericht angenommene 
Auslegung keine hinreichende Stütze. Die Par-
teien haben vereinbart, dass die Ermittlung und 
Verteilung der Heizkosten durch messtechni-
sche Ausstattungen zur Verbrauchserfassung 
erfolgen. § 10 HeizkostenV lässt rechtsge-
schäftliche Bestimmungen des Abrechnungs-
maßstabs zu, die eine Überschreitung der in §§ 
7, 8 HeizkostenV vorgesehenen Höchstsätze 
für den verbrauchsabhängigen Anteil vorsehen. 
Bei Gewerberaummieten können daher miet-
vertraglich auch rein verbrauchsabhängige 
Kostenverteilungen vereinbart werden (vgl. 
OLG Düsseldorf WuM 2003, 387, 388). In § 6 
Ziff. 3 des Mietvertrags finden sich keine Hin-
weise darauf, dass auch verbrauchsunabhän-
gige Heizkosten geschuldet sein sollten. Dies 
gilt auch unter Berücksichtigung des Grundsat-
zes einer beiderseits interessengerechten Aus-
legung. Vielmehr sind die Belange des Vermie-
ters gewahrt, weil für ihn bereits bei Vertrags-
schluss kein Zweifel daran bestehen konnte, 
dass verbrauchsunabhängige Heizkosten nicht 
umgelegt werden können, während die Interes-
sen des Mieters sich auf eine neutrale Überprüf-
barkeit der Heizkosten durch Messeinrichtun-
gen richtete. Der Bundesgerichtshof folgt dem 
Oberlandesgericht auch nicht, soweit das Ober-
landesgericht ein anderes Ergebnis im Wege ei-
ner ergänzenden Vertragsauslegung herleiten 
will. Das Oberlandesgericht verkennt insoweit, 
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dass eine ergänzende Vertragsauslegung nur 
bei einem Vertrag in Betracht kommt, der we-
gen einer planwidrigen Unvollständigkeit eine 
Regelungslücke aufweist (BGH WM 2014, 2280 
Rn. 70 m.w.N. und BGH NJW 2012, 844 Rn. 24 
m.w.N.). Tatsächlich fehlt es hier aber an einer 
für eine ergänzende Vertragsauslegung not-
wendigen Regelungslücke. Denn die Parteien 
brauchten für die Umlagefähigkeit verbrauchs-
unabhängiger Heizkosten keine Regelung zu 
treffen, weil nach dem Inhalt des Vertrags aus-
schließlich verbrauchsabhängige Heizkosten 
umgelegt werden sollten. Somit sind ver-
brauchsunabhängige Heizkosten nach der aus-
drücklichen Regelung in § 6 Ziff. 3 des Mietver-
trags nicht umlagefähig. Ob es sich insoweit um 
Kosten für reine Lüftungsheizung oder Wärme-
rückgewinnung handelt, kann dabei dahinste-
hen. 

BGH, Urteil vom 30.01.2019 - XII ZR 46/18 

 Schriftformmangel durch Unterzeichnung 
mit "i. A." 

Mit Urteil vom 07.11.2018 - 26 O 66/18 - be-
fasste sich das Landgericht Berlin mit einem 
weiteren Fall, bei dem Nachlässigkeit dazu 
führte, dass ein vermeintlich langjähriger Miet-
vertrag aufgrund eines Schriftformmangels or-
dentlich kündbar war. 

Vermieter und Mieter schließen am 11.07.2011 
einen schriftlichen Mietvertrag über Gewerbe-
räume einschließlich Hof- und Gartenfläche zur 
Nutzung als Restaurant/Biergarten. Dabei 
wurde eine Mietzeit vom 15.07.2011 bis 
30.06.2021 vereinbart. Für den Grundstücksei-
gentümer Helmut K. und die ihn nach dem Ver-
tragsrubrum vertretende Gewerbe- und Haus-
verwaltungsgesellschaft mbH unterzeichnete 
den Mietvertrag vom 11.07.2011 unter dem Fir-
menstempel der Vertreterin jemand, der seiner 
Unterschrift "i. A." voranstellte. 

Der Kläger trat durch Grundstückserwerb kraft 
Gesetzes nach § 566 Abs. 1 BGB in das Miet-
verhältnis auf Vermieterseite ein. Nach Eintra-
gung des Eigentumswechsels im Grundbuch 
kündigte der Kläger das Mietverhältnis mit 
Schreiben vom 03.11.2017 zum 30.06.2018. 
Nachdem der Mieter nicht räumte, erhebt der 
Kläger Räumungsklage, der das Landgericht 
Berlin mit der zutreffenden Begründung statt-
gibt, das Mietverhältnis sei wegen eines Schrift-
formmangels als Vertrag auf unbestimmte Zeit 
zu behandeln und habe daher wie geschehen 
ordentlich gekündigt werden können. 

Das Mietverhältnis der Parteien ist durch die 
vom Kläger unter dem 03.11.2017 erklärte Kün-
digung beendet worden, sodass der Mieter ge-
mäß § 546 BGB zur Räumung und Herausgabe 
verpflichtet ist. Ein Räumungs- und Herausga-
beanspruch des Klägers besteht, weil dieser 
gemäß § 580 a BGB wirksam gekündigt hat. 

Der von dem Beklagten mit dem Voreigentümer 
des Grundstücks geschlossene und gemäß § 
566 BGB auf den Kläger übergegangen Miet-
vertrag ist entgegen der Ansicht des Mieters 
nicht bis zum 30.06.2021 fest geschlossen, 
sondern als Mietvertrag auf unbestimmte Zeit 
zu behandeln. Die für das Vertragsverhältnis im 
Hinblick auf die vereinbarte Mietzeit zwingend 
gemäß §§ 578, 550 BGB vorgeschriebene 
Schriftform ist durch den Vertrag nicht eingehal-
ten. Zwar liegt ein schriftlicher Mietvertrag vor. 
Doch lässt sich diesem schriftlichen Vertrag 
selbst nicht entnehmen, dass dieser durch den 
Vermieter geschlossen und von ihm autorisiert 
ist. Indem der auf Seiten des Vermieters Unter-
zeichnende seine Unterschrift mit dem Kürzel "i. 
A." versehen hat, ist nicht davon auszugehen, 
dass er die Verantwortung für den Inhalt des 
Vertrags übernommen hat, zumal er selbst wie-
derum lediglich für den gesetzlichen Vertreter 
der Vertreterin des Vermieters handelte. Viel-
mehr kann seine Erklärung nur als die eines Er-
klärungsboten verstanden werden. Es mag sich 
bei dem Unterzeichner zwar um jemanden ge-
handelt haben, der von der Vertreterin des Ver-
mieters entsandt war, aber - der Zusatz "i. A." 
machte es deutlich - nicht um jemanden, der 
eine eigene Erklärung als Vertreter abgeben 
wollte. Dies führt zu einem Schriftformmangel 
mit der weiteren Folge der ordentlichen Künd-
barkeit des Mietverhältnisses. 

Landgericht Berlin, Urteil vom 07.11.2018 - 26 
O 66/18 

 

 (Keine) Nutzungsausfallentschädigung bei 
gewerblicher Nutzung 

Im Falle eines Anspruchs aufgrund Beschädi-
gung eines Kraftfahrzeuges ist es anerkannt, 
dass neben dem unmittelbaren Schaden am 
Fahrzeug auch ein Anspruch wegen Entzugs 
der Fahrzeugnutzung bestehen kann. Dabei ist 
für den privaten Bereich, bei entsprechendem 
Nutzungswillen und Nutzungsmöglichkeit aner-
kannt und durch die höchstrichterliche Recht-
sprechung gefestigt (seit Urteil BGH vom 
10.12.1986, BGHZ 99, 182 Rn. 46), dass dieser 
Ausfallschaden pauschal, durch eine tägliche 
Nutzungsausfallentschädigung, beziffert wer-
den kann. Streitig bzw. ungeklärt ist dies für den 
Ausfall eines gewerblich genutzten Fahrzeu-
ges. 
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Zwar für den Fall eines Fahrzeugausfalles 
durch eine mangelhafte Reparatur, insoweit je-
doch auch ausdrücklich zu übertragen auf Haft-
pflichtschäden, hatte der Bundesgerichtshof in 
einem Urteil vom 06.12.2018 - VII ZR 285/17 
darüber zu entscheiden, ob bei Fahrzeugen, 
welche nicht unmittelbar zur Gewinnerzielung 
eingesetzt werden, ebenfalls eine pauschale 
Nutzungsausfallentschädigung gefordert wer-
den kann. Im Ergebnis wurde dies verneint. 

In dem zu entscheidenden Fall war ein Lkw mit 
Spezialaufbau (Kipplader mit Kran) betroffen, 
welcher zum Betrieb eines Beton- und Natur-
steinwerks gehörte, dort zur Auslieferung der 
Ware regelmäßig eingesetzt wurde. Es wurde 
ein Ausfallschaden teilweise durch Anmietung 
eines Ersatzfahrzeuges, teilweise durch einen 
geltend gemachten höheren Arbeitsaufwand 
berechnet, im Übrigen jedoch Nutzungsausfall-
entschädigung pauschal, je Tag des Ausfalles, 
geltend gemacht. Über diesen Teilaspekt hatte 
der Bundesgerichtshof zu entscheiden. 

Zunächst wurde ausgeführt, dass sich der Aus-
fallschaden im gewerblichen Bereich regelmä-
ßig nach dem erforderlichen Kostenaufwand, 
bei Nutzung eines bereits vorhandenen Ersatz-
fahrzeuges durch die diesbezüglichen Vorhalte-
kosten, im Übrigen durch den entgangenen Ge-
winn bemisst, bei Anmietung eines Ersatzfahr-
zeuges durch die Mietwagenkosten. Da für den 
gewerblichen Bereich der Ersatzanspruch hin-
sichtlich eines entgangenen Gewinns gesetz-
lich geregelt ist, § 252 S. 1 BGB, aus Sicht des 
Bundesgerichtshofes für den Geschädigten im 
zu entscheidenden Fall auch grundsätzlich die 
Möglichkeit bestand, eine konkrete Bezifferung 
des entstandenen Schadens vorzunehmen, 
wurde keine Notwendigkeit gesehen, über die 
gesetzliche Regelung hinaus einen Anspruch 
auf pauschalen Ersatz, in Form einer Nutzungs-
ausfallentschädigung, zu begründen. Es wurde 
darauf verwiesen, dass für den privaten Bereich 
eine entsprechende Vorschrift gerade nicht be-
steht. Offengelassen wurde dabei, ob eine pau-
schale Nutzungsausfallentschädigung für den 
Fahrzeugentzug geltend gemacht werden 
kann, soweit dem Geschädigten eine Beziffe-
rung (beispielsweise bei Fahrzeugen einer Be-
hörde oder gemeinnützigen Organisation) nicht 
möglich ist. 

Aufgrund dieser Entscheidung ist damit zu rech-
nen, dass für den gewerblichen Bereich im Rah-
men der Schadensregulierung beim Fahrzeug-
ausfallschaden eine kritischere Überprüfung 
durch den jeweils zuständigen Haftpflichtversi-
cherer des Unfallverursachers erfolgt. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 06.12.2018 - VII 
ZR 285/17 

 

 

 Wer haftet, wenn die Sanierung fehlschlägt 

Eine Eigentümerin klagt gegen die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft und verlangt von ihr 
Schadensersatz in Höhe von EUR 59.113,88 
mit der Begründung, dass diese eine Ersatz-
wohnung anmieten und Möbel einlagern 
musste. Begründet wurde dies damit, dass ihre 
Wohnung in den Jahren 2009 bis 2012 auf-
grund der Sanierungsarbeiten nicht nutzbar ge-
wesen ist. In einer Eigentümerversammlung im 
Jahr 2008 wurde ein Beschluss gefasst, eine 
Feuchtigkeitssanierung in der Wohnung der 
Klägerin durchzuführen, nach erneuter Be-
schlussfassung von 2009 wurden die Sanie-
rungsarbeiten dann in Auftrag gegeben. Bei ei-
ner Abnahme 2011 wurden diverse Mängel der 
Wohnung der Klägerin festgestellt, darunter 
feuchte Stellen und andere Mängel am neu ver-
legten Parkett. 

Die klagende Eigentümerin ist in allen drei In-
stanzen gescheitert. Der Bundesgerichtshof be-
stätigt die Auffassung der beiden Vorinstanzen, 
wonach der Klägerin kein Schadensersatzan-
spruch zusteht. Ein Ersatzanspruch ergibt sich 
nicht aus § 280 Abs. 1 BGB. Wenn ein einzelner 
Wohnungseigentümer Schäden an seinem 
Sondereigentum erleidet, weil eine Beschluss-
fassung über eine Sanierung unterbleibt, kön-
nen nur die übrigen Eigentümer zum Schadens-
ersatz verpflichtet sein, nicht jedoch die Woh-
nungseigentümergemeinschaft. Wenn dage-
gen eine Beschlussfassung erfolgt ist, der Be-
schluss jedoch nicht oder nur unvollständig 
durchgeführt wird, scheidet eine Haftung der 
übrigen Wohnungseigentümer sowie eine Haf-
tung der Wohnungseigentümergemeinschaft 
aus. Es kann sich allenfalls eine Haftung des 
Verwalters ergeben, da dieser nach § 27 Abs. 1 
Nr. 1 WEG gegenüber der Gemeinschaft be-
rechtigt und verpflichtet ist, Beschlüsse durch-
zuführen. 

Auch ein Anspruch aus § 14 Nr. 4 Abs. 2 WEG 
ist nicht gegeben. Nach dieser Vorschrift ist ein 
Schaden zu ersetzen, der adäquat kausal durch 
das Betreten oder die Benutzung der im Son-
dereigentum stehenden Gebäudeteile zur In-
standsetzung und Instandhaltung verursacht 
worden ist. Schäden, die infolge des die Maß-
nahme der Instandhaltung oder Instandsetzung 
auslösenden Mangels des Gemeinschaftsei-
gentums eingetreten sind, werden nicht erfasst. 
Hier liegt aber dieser Fall vor, da die Wohnung 
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durch die auf Mängel am Gemeinschaftseigen-
tum zurückführende Feuchtigkeit seit 2009 
durchgehend unbewohnbar war. 

Wenn einem Sondereigentümer demnach 
Schäden entstehen, ist genau zu prüfen, wer 
hierfür haftbar gemacht werden kann. Hier kom-
men als Anspruchsgegner die übrigen Eigentü-
mer, die Wohnungseigentümergemeinschaft o-
der der Verwalter in Betracht. Durch genauere 
Sachverhaltsprüfung muss festgestellt werden, 
wer in Anspruch zu nehmen ist. Der Bundesge-
richtshof hat durch die Entscheidung weiter zur 
Klarheit beigetragen. 

BGH, Urteil vom 16.11.2018 - V ZR 171/17 

 Zum Beschluss einer Fortgeltung eines 
Wirtschaftsplanes 

Die Wohnungseigentümer haben die Kompe-
tenz zu beschließen, dass ein konkreter Wirt-
schaftsplan bis zur Beschlussfassung über den 
nächsten Wirtschaftsplan fortgelten soll. Dage-
gen ist eine abstrakt generelle Regelung mit 
dem Inhalt, dass jeder künftige Wirtschaftsplan 
bis zur Verabschiedung eines neuen Planes 
fortgelten soll nur im Wege einer Vereinbarung 
möglich. Die Mitglieder einer Wohnungseigen-
tümergemeinschaft haben sich darüber gestrit-
ten, ob der Wohnungseigentümerversammlung 
die Kompetenz zustand über eine konkrete 
Fortgeltung eines Wirtschaftsplanes zu be-
schließen. Das wird vom Bundesgerichtshof be-
jaht. Es besteht auch keine Verpflichtung, eine 
Befristung im Fortgeltungsbeschluss aufzuneh-
men. Denn der Verwalter wird durch einen kon-
kreten Fortgeltungsbeschluss nicht von seiner 
Pflicht entbunden, auch für das folgende Kalen-
derjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen. 
Denn Sinn und Zweck einer derartigen Rege-
lung ist die Vermeidung von Finanzierungslü-
cken bis zur Beschlussfassung über den nächs-
ten Wirtschaftsplan. Es ist darauf zu achten, 
dass tatsächlich nur die Fortgeltung eines kon-
kreten Wirtschaftsplanes beschlossen wird. 
Denn eine abstrakt generelle Regelung, dass 
jeder künftige Wirtschaftsplan einfach gelten 
soll, bis ein neuer vereinbart ist, wäre nicht 
mehr von einer Beschlusskompetenz der Woh-
nungseigentümerversammlung abgedeckt und 
damit nichtig. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 14.12.2018 - V 
ZR 2/18 
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